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weil- es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissio­
när oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, so­
fern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäfts­
tätigkeit handeln.

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat an­
sässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von 
einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertrags­
staat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebs­
stätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird 
keine der beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der ande­
ren.

Besteuerung des Einkommens

Artikel 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen werden in dem 
Vertragsstaat besteuert, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Be­
deutung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaates zu­
kommt, in dem das Vermögen liegt. Schiffe und Luftfahr­
zeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

Artikel 7 

Gewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertrags­
staat durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können.

(2) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte 
werden die für die Betriebsstätte entstandenen Aufwendun­
gen einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob 
sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder an­
derswo entstanden sind.

(3) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Waren oder Gü­
tern für das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein 
Gewinn zugerechnet.

(4) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die 
der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf 
dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende 
Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren.

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens gesondert behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestim­
mungen dieses Artikels nicht berührt.

Artikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luft­
fahrzeugen im internationalen Verkehr werden nur in dem 
Vertragsstaat besteuert, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. Das gilt auch 
für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Be­
triebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 2

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewinne, die von ständigen Ver­
tretungen der Seeverkehrs- oder Luftfahrtunternehmen 
eines Vertragsstaates im anderen Vertragsstaat erzielt wer-' 
den.

Artikel 9 

Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft zahlt, können nur in dem- anderen Staate be­
steuert werden.

(2) Im Falle der Republik Zypern werden jedoch die Divi­
denden, die eine in der Republik Zypern ansässige Gesell­
schaft an eine in der Deutschen Demokratischen Republik 
ansässige Person zahlt, in der Republik Zypern von jeder 
Steuer befreit, die neben der für Gewinne oder Einkünfte 
der Gesellschaft zu berechnenden Steuer auf Dividenden er­
hoben werden kann.

Artikel 10 

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an 
eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt wer­
den, können nur im anderen Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Ver­
tragsstaat ansässige Empfänger der Zinsen in dem anderen 
Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerb­
liche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder 
eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Ein­
richtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen ge­
zahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 oder Arti­
kel 12 anzuwenden.

(3) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stam­
mend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst oder eine in 
seinem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner 
der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrags­
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, 
für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebs­
stätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden und 
trägt die Betriebsstätte oder feste Einrichtung die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, in 
dem die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt.

Artikel 11 

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ge­
zahlt werden, können nur in dem anderen Staat besteuert 
werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz­
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Be­
nutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrech­
ten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen 
Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Pa­
tenten, Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, For­
meln oder Verfahren oder für die, Benutzung oder das Recht 
auf Benutzung gewerblicher,, kaufmännischer oder wissen­
schaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerbli­
cher, kaufmännischer, technischer, technologischer oder wis­
senschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(3) Der Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebühren im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stam­
men, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Ver­
mögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tat­
sächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung ge­
hören. In diesem Fall ist Artikel 7 oder Artikel 12 anzuwenden.


